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Schuldner- und Insolvenzberatung geht online

Knake-Werner: Novellierung der Insolvenzordnung muss soziale Belange besser im Blick behalten
Schätzungen zufolge sind in Berlin mindestens 165.000 Haushalte überschuldet. Entsprechend hoch ist der Andrang in den 21 anerkannten Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen in Berlin. Ende des ersten Halbjahres 2005 befanden sich 11.281 Menschen in laufender Beratung. Davon sind derzeit rund 30 % Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II. 
Der Einkommensverlust vieler langzeitarbeitsloser Menschen durch Hartz IV lässt eine weitere Verschärfung der Verschuldungssituation befürchten. Schon seit dem 1. Januar 2005 ist eine stärkere Zunahme von Kurzberatungen zu verzeichnen. Allein im ersten Halbjahr 2005 wurden 17.142 Berlinerinnen und Berliner in akuten Krisensituationen wie z. B. drohendem Wohnungsverlust oder Energieabschaltung beraten (zum Vergleich: im ersten Halbjahr 2004 betrug diese Zahl 15.532). Durchschnittlich 50 % der Ratsuchenden in den Kurzberatungen sind Hartz-IV-Betroffene. Von Armut bedroht sind immer häufiger Kinder. So kommt eine Studie, die der Paritätische Wohlfahrtsverband unter dem Titel "Zu wenig für zu viele" kürzlich vorgelegt hat, zu erschreckenden Ergebnissen: Bei den Beziehern von Sozialgeld im Alter unter 15 Jahren liegt Berlin mit 29,9 % an der Spitze aller Bundesländer.
Wichtige Ursachen für die hohe Privatverschuldung in Berlin sind ferner vor allem die hohe Arbeitslosigkeit und der weit über dem Durchschnitt liegende Anteil an allein Erziehenden. 

Die Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz Dr. Heidi Knake-Werner verweist auf die Anstrengungen der Sozialverwaltung zur Stabilisierung der bezirklichen Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen: "Immer mehr Menschen geraten in die Verschuldungsfalle, aus der sie sich aus eigener Kraft kaum mehr befreien können. Immer mehr wird diese Situation auch zum Vermittlungshemmnis auf dem Arbeitsmarkt. Die Folge davon ist, dass bisher noch begrenzt zahlungsfähige Personen ihren laufenden Zahlungsverpflichtungen dann nicht mehr nachkommen können. Die Situation wird sich verschärfen und die Zahl der Privatinsolvenzen weiter ansteigen. Um die wichtige Arbeit in den Beratungsstellen zu festigen, haben wir die Landesmittel für die 20 geförderten Stellen in diesem Jahr um 1 Millionen Euro auf insgesamt 5,1 Millionen Euro aufgestockt. Diese Investition in eine gute Schuldnerberatung lohnt sich nicht nur für die Betroffenen, sondern auch für die Gesellschaft."

Nunmehr wird mit dem Online-Beratungsprojekt eine sinnvolle Ergänzung zum Beratungsangebot gestartet. Bisher kommen verhältnismäßig wenig junge Leute in die Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen. Gleichwohl ist bekannt, dass Verschuldungskarrieren oftmals bereits im jugendlichen Alter beginnen.

Mit der Möglichkeit der Online-Beratung wird ein niedrigschwelliges Angebot geschaffen, das sicherlich die Altersgruppe von Jugendlichen und jungen Erwachsenen besonders anspricht. Ein nicht zu unterschätzender Nebenaspekt ist dabei auch die präventive Wirkung! Gleichzeitig wird ein Zugang für Diejenigen geschaffen, die aufgrund einer Behinderung oder ihrer beruflichen Situation nur schwer eine Beratungsstelle aufsuchen können.

Das Projekt wird ermöglicht durch eine Förderung der Jugend- und Familienstiftung des Landes Berlin.

Sozialsenatorin Dr. Heidi Knake-Werner verweist im Rahmen der Pressekonferenz auf die geplante Novellierung der Insolvenzordnung. Die steigende Zahl an Privatinsolvenzen sei ein Indiz für die Wirksamkeit der Verbraucherinsolvenzordnung, die 1999 in Kraft getreten ist. "Der Schwerpunkt der derzeit beabsichtigten Gesetzesänderungen der Insolvenzordnung ist nahezu ausschließlich auf eine Kostensenkung der Gerichtskosten gerichtet. Ohne Stundung der Verfahrenskosten - so wie es jetzt möglich ist - hätten mittellose Schuldner keinen Zugang zum Verbraucherinsolvenzverfahren mehr. Es würde eine Ausgrenzung genau derer erfolgen, die eine Entschuldung am nötigsten hätten. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass die sozialen Belange in der gegenwärtig vorbereiteten Novellierung der Insolvenzordnung wieder stärkere Berücksichtigung finden."

